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Heuchlerisches 
Doppelspiel 
Was Bundesregierung und SPD durch Form 
und Inhalt in die öffentliche Diskussion über 
den Doppelbeschluß der NATO einbringen, 
gleicht immer mehr einem Akt von Heuchelei, 
erklärte Helmut Kohl zu der anhaltenden 
Diskussion über den Doppelbeschluß der 
NATO und der verstärkten Kampagne 
der SPD gegen die CDU. 

So berufen sich der Bundeskanzler und der Bun- 
desaußenminister international immer wieder — 
wie zuletzt beim Besuch des französischen Präsi- 
denten Mitterrand — auf die überzeugend breite 
Mehrheit für den NATO-Doppelbeschluß im Deut- 
schen Bundestag, um die Vertrauenswürdigkeit 
ihrer politischen Entscheidungen zu unterstreichen. 
Diese breite Mehrheit im deutschen Parlament ist 
aber allein auf Initiative und Unterstützung der 
CDU/CSU zustande gekommen. Widerstand dage- 
gen hat es ausschließlich in der SPD-Fraktion ge- 
geben. Widerstand gab es auch auf dem letzten 
Bundesparteitag der FDP in Köln. 

Jetzt fühlt sich Helmut Schmidt durch die klare 
Position von Mitterrand für den NATO-Beschluß 
politisch gestärkt. Auch Hans-Dietrich Genscher 
verweist die Nachrüstungsgegner auf die französi- 
schen Sozialisten und warnt vor der internatio- 
nalen Isolierung der Bundesrepublik Deutschland. 
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• INFORMATIONEN 

Rommel: Kulturpolitik 
immer wichtiger 
Der kommunalen Kulturpolitik kommt 
nach Auffassung des Stuttgarter Ober- 
bürgermeisters Manfred Rommel (CDU) 
angesichts der Wandlungen der Jugend 
besondere Bedeutung zu. Rommel, der 
Präsident des Städtetages ist, stellte in 
Bonn 41 Thesen zur kommunalen Kul- 
turpolitik vor, die das Institut für Kom- 
munalwissenschaften der Konrad-Ade- 
nauer-Stiftung ausgearbeitet hatte. Er 
betonte, der Gesinnungswandel der Ju- 
gend mache es notwendig, daß von den 
Kommunen ein Klima geschaffen wer- 
de, das diese Entwicklung in vernünfti- 
ge Bahnen lenke. Da die Kulturpolitik 
hier eine Schlüsselstellung habe, sei sie 
„eines der beherrschenden Themen 
der Zukunft". 

Die kommunale Kulturpolitik in der 
Bundesrepublik leidet nach den Worten 
des stellvertretenden Vorsitzenden des 
Kulturausschusses des Städtetages, 
des Osnabrücker Oberstadtdirektors 
Raimund Wimmer, an einem Theorie- 
defizit. Dem solle die Thesensammlung 
abhelfen. Die deutschen Kommunen 
hätten 1979 insgesamt 3,1 Milliarden 
Mark für Kultur ausgegeben. Der Zu- 
gang zur Kultur sei offener denn je, und 
auch das Interesse an kulturellen Ver- 
anstaltungen sei stark gewachsen. 

Hochschulbau: 
Klarer Erfolg der CDU/CSU 
Das Ergebnis der Beratungen des Ver- 
mittlungsausschusses zur Erhöhung der 
Finanzmittel der Bundesregierung für 
den Hochschulbau ist ein klarer Erfolg 
der CDU und CSU in Bund und Landes- 
regierungen. 

(Fortsetzung von Seite 1) 

Die Rückenstärkung von Schmidt konn- 
te aber nur gegen seine eigene Partei 
erfolgen; Genschers Warnungen sich 
nur gegen die SPD und Teile seiner 
Partei, der FDP, richten. Beide wissen, 
daß CDU/CSU ohne Abstriche den 
NATO-Beschluß in beiden Teilen unter- 
stützen. 
Dennoch ist die SPD dazu übergegan- 
gen, eine breite Verleumdungskampagne 
gegen die CDU/CSU zu starten. Nach- 
dem die SPD bereits in den Wahlen des 
vergangenen Jahres die Kriegstoten des 
zweiten Weltkrieges in schamloser Wei- 
se für eine Verleumdungskampagne ge- 
gen die CDU/CSU mißbraucht hatte, 
erleben wir jetzt eine Fortsetzung dieser 
Art politischer Verleumdung. 

Jetzt werden CDU/CSU von der SPD als 
„Raketen- und Aufrüstungspartei" ver- 
leumdet, während Brandt sich als die 
neue Hoffnung für die sogenannte Frie- 
densbewegung feiern läßt, deren einzi- 
ges Ziel es ist, den NATO-Beschluß und 
damit die offizielle Regierungspolitik 
endgültig zum Scheitern zu bringen. 

Schmidt und Genscher schweigen dazu. 
Sie scheuen sich, die eigentlichen Geg- 
ner der Sicherheitspolitik der Bundes- 
republik Deutschland beim Namen zu 
nennen. Sie lassen die Verleumdungs- 
kampagne gegen die politischen Kräfte 
zu, die um des Friedens und der Frei- 
heit unseres Landes willen für ein 
Kräftegleichgewicht in Europa eintreten. 
Diese Haltung grenzt in der Tat an 
Heuchelei. 
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Die Partei hat jetzt 700000 Mitglieder 
Die CDU ist die erfolgreichste politische Kraft der letzten zehn Jahre in der 
Bundesrepublik Deutschland. Sie konnte in diesem Zeitraum die Zahl ihrer 
Mitglieder von 300 000 auf 700 000 steigern. Keine andere politische oder 
gesellschaftliche Organisation in unserem Land kann auf einen ähnlichen 
Zuwachs verweisen, erklärte Heiner Geißler in Bonn. 

Dieser Erfolg spricht für das Vertrauen vieler Bürger in die Politik der CDU, 
Probleme frühzeitig anzugehen und tragfähige Lösungskonzepte zu erarbeiten! 
Geistige Offenheit ist das Signum jeder'Volkspartei und macht ihre Attraktivität 
aus. Daß die CDU diesem Anspruch in hohem Maße gerecht wird, zeigen die 
neuen Strukturmerkmale der Partei: Das Stadt-/Landgefälle konnte weitgehend 
abgebaut werden, und — was besonders erfreulich ist — immer mehr junge 
Mitbürger und Frauen finden den Weg zu uns. 

Das Bild der CDU hat sich in den letzten zehn Jahren entscheidend verändert. 
Die Christlichen Demokraten sind die dynamische Kraft der deutschen Politik, 
die Klarheit der Aussagen, Führungskraft ihrer Persönlichkeiten und Sensibilität 
für die Probleme der Bürger auszeichnen, während sich die Sozialdemokraten 
zunehmend in Flügel- und Richtungskämpfen erschöpfen. 

Nicht Selbstzufriedenheit wird unsere Konsequenz aus dieser positiven Mitglie- 
derentwicklung lauten. Der Erfolg gibt uns vielmehr den Mut, weiter auch auf 
neuen Wegen um die Zustimmung gerade derer zu ringen, die der Politik bisher 
noch abwartend gegenüberstehen oder drohen, ganz — ins Unpolitische oder 
die Radikalität — abzuwandern. 

Beispielhaft  dafür  ist  die  Vorbereitung  unseres  Hamburger  Parteitages  im 
November dieses Jahres. 

Sundesgesetze engen 
Kommunen ein 

Pje kommunale Selbstverwaltung in der 
8undesrepublik wird durch eine aus- 
ufernde Gesetzgebung des Bundes 
^ehr und mehr eingeengt, wobei nicht 
niJf die durch den Bundesgesetzgeber 
J'erursachten Personal- und Sachausga- 
°en eine Rolle spielen, sondern auch 
d'e Vielfalt von Einzelvorschriften, die 
JJtit erheblichem Verwaltungsaufwand 
^r Kommunen verbunden ist. Zu die- 
**em Schluß kommt eine Untersuchung 
^s Deutschen  Instituts für Urbanistik 

(Difu) in Berlin und unterstreicht damit 
die seit langem geäußerten Klagen der 
Kommunen. 

Aktuelle Fragen 
der Medienpolitik 

Das Präsidium der CDU unter der Lei- 
tung von Helmut Kohl und das Präsi- 
dium des BDZV unter seinem Präsiden- 
ten Alfred Neven-DuMont trafen sich zu 
einem Gespräch über aktuelle medien- 
politische Fragen. Die CDU informierte 
über ihr medienpolitisches Konzept, 
während der BDZV seine Vorstellungen 
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über ein mit Radio Luxemburg zu ver- 
wirklichendes Fernsehprogramm erläu- 
terte. Weitere Themen waren die wirt- 
schaftliche Lage der Presse sowie Fra- 
gen der Journalistenausbildung und der 
Künstlersozialversicherung. Beide Sei- 
ten waren sich darin einig, daß das 
Rundfunkurteil des Bundesverfassungs- 
gerichts auch privaten Programmveran- 
staltern den Zugang zu den elektroni- 
schen Medien möglich macht. Helmut 
Kohl betonte in diesem Zusammenhang 
die Notwendigkeit, auch solche privat- 
rechtlich organisierten Rundfunk- und 
Fernsehprogramme einer öffentlichen 
Aufsicht zu unterstellen. 

Gegen Einbürgerung 
von Ausländern 
Der hessische Verwaltungsgerichtshof 
in Kassel hat die Einbürgerung von 
Staatsangehörigen aus 'Entwicklungs- 
ländern grundsätzlich abgelehnt. In der 
Begründung dieser Entscheidung heißt 
es, von diesem Personenkreis werde 
erwartet, daß er nach Beendigung der 
Aus- und Weiterbildung in der Bundes- 
republik seine Kenntnisse bei der Fort- 
entwicklung des Heimatlandes einsetze. 

Die schweigende Mehrheit 
meldet sich zu Wort 
Eine in Datteln, Kreis Recklinghausen, 
als Initiative gegen den „Krefelder Ap- 
pell" (siehe UiD Nr. 19, S. 4) gegrün- 
dete Aktionsgemeinschaft „Bürger für 
Frieden und Freiheit" hat jetzt die 
„schweigende Mehrheit" der Westdeut- 
schen zu einer Unterstützung des 
NATO-Doppelbeschlusses aufgerufen. 

Die Initiatoren der Aktion, zu denen der 
Oberkreisdirektor des Kreises Reck- 
linghausen, der örtliche DGB-Vorsitzen- 
de sowie Mitglieder der drei Bundes- 
tagsparteien gehören, wollen im gesam- 

ten Bundesgebiet Unterschriften für ei- 
nen an das Präsidium des Bundestages 
gerichteten Friedensaufruf sammeln, in 
dem es unter anderem heißt, die Bun- 
desrepublik müsse auch in Zukunft ein 
freier und unabhängiger Staat bleiben. 
„Wir sind deshalb gegen jede militäri- 
sche Aggression, wie zum Beispiel die 
sowjetische Besetzung Afghanistans." 
Zugleich wird eine in Ost und West 
„geichgewichtige Abrüstung" gefor- 
dert. 

Berlin bietet Türken 
Geld für Heimkehr 
Berlin will Gastarbeiter und ihre Fami- 
lien durch „finanzielle Anreize" zur 
Rückkehr in ihre Heimat bewegen. Das 
erklärte der Regierende Bürgermeister 
von Berlin, Richard von Weizsäcker 
(CDU), in einem Interview mit der NRZ. 
In Berlin leben zur Zeit 233 000 Auslän- 
der, davon 140 000 Türken. 
Weizsäcker betonte, das drückende 
Ausländerproblem Berlins sei nur zu 
lösen, wenn der Zustrom gestoppt wer- 
de. Auch dann sei im übrigen eine 
schnelle Lösung nicht zu erwarten. 
Weizsäcker: „Wichtig ist vor allem 
eines: Unsere ausländischen Mitbürger 
müssen sich entscheiden, ob sie hier 
bleiben wollen, dann müssen sie auf 
Dauer bereit sein, Deutsche zu werden, 
oder ob sie ihre nationale Identität be- 
wahren wollen, dann müssen sie auch 
bereit sein zur Rückkehr in ihre Hei- 
mat." 
Zu den „materiellen Anreizen", mit de- 
nen der Senat den Ausländern die 
Rückkehr in ihre Heimat erleichtern 
will, sollte nach Ansicht Weizsäckers 
auch „die Kapitalisierung ihrer bei uns 
erworbenen Ansprüche" gehören. Weiz- 
säcker erklärte, er werde zusammen 
mit anderen Ländern in dieser Richtung 
im Bundesrat aktiv werden. 
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JUNGE GENERATION 

Wieder Perspektiven für eine 
menschliche Zukunft eröffnen 
Mit den Zukunftschancen (und auch 
den Pflichten) der jungen Gene- 
ration befaßten sich die Bundes- 
tags- und Landtagsabgeordneten 
der Union in einer zweitägigen 
Klausurtagung. Dabei stellte sich 
heraus, daß die Frage nach den 
Zukunftschancen der Jugend nicht 
mit Patentrezepten zu beantworten 
ist. Vielmehr ging es in der Tagung 
darum, die Probleme, die die 
Zukunftschancen der jungen Gene- 
ration beeinträchtigen, intensiv und 
offen zu diskutieren und Konse- 
quenzen für eine zukunftsorientierte 
Politik zu erörtern. 

Ziel der Tagung war der Erfahrungs- 
austausch von Abgeordneten über 

die Einstellungen von Jugendlichen auf 
die Herausforderungen der kommenden 
Jahre. Hierbei standen die Fragen nach 
den Zukunftschancen unseres Landes 
sowie die Frage, ob und wie die Jugend 
die sich ihr bietenden Chancen nutzt, 
•m Vordergrund des Interesses. Zwi- 
schen den Teilnehmern bestand Einig- 
keit, daß die Zukunftschancen maßgeb- 
lich von aktuellen politischen Weichen- 
stellungen beeinflußt werden. Hierzu 
gehören vor allem Strategien zur Erhal- 
tung des Friedens, der Sicherung unse- 
rer Umwelt, der Versorgung mit Roh- 
stoffen und Energie sowie der Siche- 
rung der beruflichen Lebenschancen 
unserer Jugend. Aber auch die Verbes- 
serung  der wirtschaftlichen  Leistungs- 

fähigkeit, der Abbau der Staatsver- 
schuldung, die Erhaltung des sozialen 
Sicherungssystems und Korrekturen im 
Bereich von Bildung und Beruf beein- 
flussen die Zukunftschancen der Ju- 
gend ganz entschieden. 

Einhellig wurde die Meinung vertreten, 
daß die Herausforderungen, vor denen 
wir stehen, als Chancen gesehen und 
genutzt werden sollten. Hierzu ist Vor- 
aussetzung, daß die Parteien und ge- 
sellschaftlichen Institutionen sich in Zu- 
kunft wieder mehr den Fragen junger 
Menschen stellen. Junge Menschen ha- 
ben Anspruch darauf, daß auf ihre Fra- 
gen in der politischen Auseinanderset- 
zung entsprechende Antworten gege- 
ben werden. Die CDU sieht ihre Aufga- 
be gegenüber der Jugend auch darin, 
zu formulieren, was junge Menschen 
selbst tun müssen, um die eigenen Zu- 
kunftschancen zu verbessern. 

In der Tagung kam immer wieder zum 
Ausdruck, daß junge Menschen darüber 
klagen, sie hätten zu wenig eigene Ent- 
faltungsmöglichkeiten, nahezu überall 
fänden sie festgefügte Strukturen vor. 
Es ist notwendig, der Jugend die zu 
ihrer Entwicklung notwendigen Freiräu- 
me wieder zu beschaffen. Als richtung- 
weisend für die Suche nach Lösungen 
wurden hierbei u. a. die folgenden 
Grundsätze diskutiert.: 

— Mehr Freiräume werden dadurch ge- 
sichert werden können, daß wir wieder 
vermehrt kleine, sich selbst steuernde 
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Organisations- und Verwaltungseinhei- 
ten schaffen. In diesem Zusammenhang 
kommt gerade den neuen Kommunika- 
tionstechniken eine entscheidende Be- 
deutung zu. 

— Es ist vielerorts hinlänglich be- 
schrieben, daß die Jugend Geborgen- 
heit sucht. Diese Geborgenheit ist aber 
nur in überschaubaren Einheiten zu er- 
reichen. Deshalb kommt der Dezentrali- 
sierung möglichst vieler Lebensberei- 
che eine entscheidende Bedeutung zu, 
weil dort an die Stelle bürokratischer 
Strukturen personale Beziehung und 
Verantwortung treten können. 

— Dem Prinzip der Eigenverantwort- 
lichkeit des einzelnen wird in Zukunft 
wieder mehr Bedeutung zukommen 
müssen, weil andernfalls die Solidarge- 
meinschaft überfordert wäre. Dies ist 
ein Auftrag nicht nur an die Erziehung 
in Elternhaus und Schule, sondern auch 
an die Politik, die Strukturen schaffen 
muß, die Eigenverantwortlichkeit vor- 
aussetzen, anstatt sie — wie in vielen 
Bereichen heute erkennbar — zu be- 
nachteiligen. Es kann nicht Aufgabe 
des Staates sein, junge Leute von 
Schonraum zu Schonraum zu geleiten 
in einer überlangen Jugendphase. 

— Als Voraussetzung zur Bewältigung 
der bestehenden Probleme muß eine 
möglichst qualifizierte und differenzier- 
te Aus- und Weiterbildung für alle jun- 
gen Menschen angesehen werden. Die- 
se Qualifikationen werden jedoch nicht 
nur durch Schule und schulische Lern- 
formen, sondern vor allem auch in der 
ständigen Weitergabe von Erfahrungen 
in der Berufswelt selbst vermittelt. Der 
Einblick in die Lebenswirklichkeit wird 
auch in Zukunft ein entscheidendes 
Lernfeld sein. Wissenschaftsorientie- 
rung allein ist kein Universalschlüssel 
für "eine sichere berufliche Zukunft. Es 

gilt, der handlungsorientierten prakti- 
schen Bildungsarbeit mit ihrer hohen 
Motivations- und Prägekraft einen an- 
gemessenen Raum zu verschaffen. 

— Um die Zukunftsaufgaben erfolgreich 
bewältigen zu können, ist eine Überprü- 
fung aller bestehenden gesellschaftli- 
chen Institutionen hinsichtlich ihrer 
Aufgabendienlichkeit und Wirksamkeit 
für den Menschen erforderlich. 

— Die geistige und moralische Bewälti- 
gung des technischen Fortschritts muß 
zu einer zentralen Bildungsaufgabe 
werden. Mehr mathematisch-naturwis- 
senschaftliches und technisches Wis- 
sen kann dazu beitragen, irrationale 
Ängste abzubauen. 

Gegen Resignation 
und Angst 
Viel Zustimmung fanden die von einem 
Referenten vorgetragenen Thesen, daß 
Mut zur Disziplin, Mut zur Vernunft und 
Mut zur Demut und Gelassenheit wichti- 
ge Voraussetzungen für die Bewälti- 
gung der Herausforderungen sind. Jun- 
ge Menschen müssen wieder stärker in 
Verantwortung eingebunden werden 
und in ihrer Verpflichtung zu solidari- 
schem Handeln bestärkt werden. 

Wir gehen davon aus, daß die großen 
Probleme unserer Zeit gelöst werden 
können. Dazu ist allerdings ein weitge- 
hender Konsens über Ziele und Werte 
erforderlich, der aus einem offenen und 
redlichen Gespräch gewonnen werden 
muß. 

Mit Resignation und Angst werden die 
Zukunftsaufgaben nicht bewältigt. Es ist 
die Pflicht der Erwachsenen, vor allem 
auch der Politik und der Parteien, jun- 
gen Menschen Optimismus zu vermit- 
teln. 
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JOB-SHARING 

Union stellt Mustervertrag vor 
Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
hat der Öffentlichkeit einen Muster- 
vertrag für Arbeitsverhältnisse mit 
flexibler Arbeits- und Arbeitszeit- 
teilung — das sogenannte Job- 
sharing — vorgelegt in der Erwar- 
tung, daß sich Arbeitgeber aller 
Branchen bereit finden, nach diesem 
Mustervertrag Arbeitsverhältnisse 
einzugehen. 

Die Union will — so MdB Helga Wex 
— damit einen konkreten Beitrag 

zu Fragen der Familien-, Jugend- und 
Arbeitsmarktpolitik leisten: 
— um Voraussetzungen dafür zu schaf- 
fen, daß Eltern ihre Berufs- und Fami- 
lienpflichten miteinander besser verein- 
baren können; 

— um Jugendlichen, die sich weigern, 
in festen Zeitstrukturen zu arbeiten, 
eine flexible Arbeitsgestaltung anzubie- 
ten, statt sie zu „Aussteigern" werden 
zu lassen; 

— um durch Verteilung der Arbeit meh- 
reren Arbeitslosen zumindest einen an- 
teiligen Arbeitsplatz zu beschaffen. 
Diese Arbeitsteilung beinhaltet, daß 
sich zwei oder mehr Arbeitnehmer(in- 
nen) einen Vollzeitarbeitsplatz nach in- 
dividuellen Wünschen aufteilen können, 
und zwar nach dem Arbeitsinhalt wie 
auch nach der Arbeitszeit. Der Vorteil 
gegenüber einem üblichen Teilzeit-Ar- 
beitsplatz besteht darin, daß 
— beim Job-sharing dadurch, daß Voll- 
zeitarbeitsplätze zur Verfügung gestellt 
werden, eher auch höher qualifizierte 
Arbeitsplätze bereitgestellt werden; 

•— die   Arbeitszeiten    individueller   — 

nach Stunden, Tagen, Wochen, Mona- 
ten, ja bis zu Jahresfristen — gestaltet 
werden können. 
Der Muster-Arbeitsvertrag der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion unterscheidet 
sich von amerikanischen Modellen und 
von einem durch den Arbeitsring Che- 
mie veröffentlichten Vertrag in wesentli- 
chen Punkten. 

— Job-Partner sind zwar berechtigt, 
aber nicht verpflichtet, bei Erkrankung 
oder Urlaub einen anderen Job-Partner 
zu ersetzen; 

— eine automatische Kündigung bei 
gänzlichem Ausfall eines Job-Partners 
darf nicht erfolgen; 

— zusätzliche Arbeitsleistungen sind 
wie bei einem Vollzeitarbeitsplatz zu 
entgelten. 

Diese vertragliche Ausgestaltung ver- 
folgt das Ziel, die Ausgewogenheit der 
Interessen der Arbeitnehmer und der 
Arbeitgeber herzustellen. Ob dieses 
Ziel erreicht wird, soll die praktische 
Anwendung in Modell-Arbeitsverhältnis- 
sen während zweier Erprobungsjahre 
klären. In dieser Zeit wird das Sozialfor- 
schungsinstitut der Adenauer-Stiftung 
diese Modell-Arbeitsverhältnisse wis- 
senschaftlich begleiten. 

Bereits jetzt ist ein großes Interesse an 
Job-sharing festzustellen. Die CDU/ 
CSU veranstaltet im September 1981 
ein Hearing mit Sachverständigen zum 
Thema „Arbeitszeit und Familie", um 
noch gezieltere Fragen in die Untersu- 
chung einzubeziehen. Arbeitnehmer- und 
Arbeitgeberverbände sind um Stellung- 
nahme und Mitarbeit gebeten worden. 
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• VERKEHRSPOLITIK 

Hauff trifft den 
Absprungbalken nicht 
Wenn es nach den öffentlichen 
Ankündigungen von Minister Hauff 
ginge, dann hätte der Bundestag 
bereits ein stattliches Arbeits- 
pensum an Initiativen aus dem Ver- 
kehrsressort vorliegen. Doch das 
genaue Gegenteil ist der Fall — 
Fehlanzeige auf der ganzen Linie. 

Hauff gleicht im ersten Halbjahr 
seiner Amtszeit einem Weitsprin- 

ger, der bei jedem Anlauf den Ab- 
sprungbalken verpaßt — stellt MdB 
Günter Straßmeir, Obmann der CDU/ 
CSU-Fraktion im Verkehrsausschuß des 
Deutschen Bundestages, fest. 
So kündigte er — gerade im Amt — 
spontan für Ende März seinen neuen 
Straßenbauplan an mit der Streichung 
der Dringlichkeit II und der Aufteilung 
der bisherigen Dringlichkeit I in I a und 
I b. Tatsächlich ist ihm bisher nicht ein- 
mal die gesetzliche Absicherung seiner 
neuen Bedarfsplanung gelungen, weil 
er rechtlich nicht gangbare Wege be- 
schritt. Niemand weiß heute, was Hauff 
an Straßen noch bauen will und was 
nicht. 
Im verkehrspolitischen Koalitionspapier 
nahm er sich vor, im Zuge der Mineral- 
ölsteuererhöhung zum 1. April um sie- 
ben Pfennig je Liter dem öffentlichen 
Personennahverkehr einen Pfennig 
zweckgebunden zur Verfügung zu stel- 
len. Beim Finanzminister handelte er 
sich damit eine totale Abfuhr ein. 

Die angekündigte Reform der Flensbur- 
ger Verkehrssünderkartei vollzieht sich 
bei Hauff lediglich in Denkmodellen, die 

in Wirklichkeit nicht durchdacht sind. 
Bei einem Modell ist die Rechtsgarantie 
nicht gewahrt; ein anderes, das nur 
Straftatbestände als eintragungswürdig 
berücksichtigt — diese werden ohnehin 
schon registriert —, würde zu einer 
Doppelkartei führen. 
Laut verkehrspolitischem Koalitionspa- 
pier sollte der Gesetzentwurf über die 
zivil-militärische Zusammenarbeit in der 
Flugsicherung so schnell wie möglich 
eingebracht werden. Geschehen ist hier 
bisher ebensowenig wie beim angekün- 
digten Verkehrslärmschutzgesetz, das 
nach den intensiven Vorarbeiten in der 
letzten Legislaturperiode längst dem 
Bundestag vorliegen könnte. 
Bleibt schließlich Hauffs neuester Knül- 
ler, die geplante Änderung des Bundes- 
bahngesetzes, bei der durch die tagtäg- 
lich anwachsende Zahl der Kritiker 
einerseits und durch den Zeitdruck bis 
zum Ablauf der Amtsperiode des der- 
zeitigen Vorstandes der Bahn anderer- 
seits das Scheitern bereits vorprogram- 
miert ist. 
Alles in allem ist dies ein bißchen viel 
Erfolglosigkeit für einen karrierebewuß- 
ten Minister, dem die verfügbaren 
Haushaltsmittel ohnehin noch laufend 
zusammengestrichen werden. 

CDU/CSU will Auskunft 
über Ostblock-Rüstung 
Mit einer im Bundestag eingebrachten 
Anfrage versucht die CDU/CSU die Auf- 
merksamkeit auf die Rüstung des War- 
schauer Paktes in den letzten zehn Jah- 
ren zu lenken. In vier Fragen und 1ß 
Unterfragen bittet sie die Regierung um 
Auskunft über die Maßnahmen des Ost- 
blocks in allen Militärsparten und Waf- 
fengattungen bis hin zu den bakteriolo- 
gischen und chemischen Mitteln. 
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KOALITION 

Brandt-Reise 
spaltet SPD 
Zu den anhaltenden Auseinander- 
setzungen innerhalb der SPD über 
die Bewertung der Moskau-Reise 
Willy Brandts und die künftige 
Sicherheitspolitik unseres Landes 
erklärt der Parlamentarische Ge- 
schäftsführer der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion, MdB Philipp 
Jenninger. 

°er Streit in der SPD über die Bewer- 
tung der Ergebnisse der Moskau-Reise 
des Parteivorsitzenden hat jetzt auch 
das Bundeskabinett erreicht: Verkehrs- 
fernster Volker Hauff nannte Brandts 
Reise — im Gegensatz zu den amtli- 
chen Bewertungen durch Regierungs- 
sprecher Becker — „ausgesprochen 
hilfreich". Hauff und Bundesjustizmini- 
ster Schmude gaben übereinstimmend 
2u erkennen, daß sie — anders als der 
Bundeskanzler und der Vizekanzler — 
eine positivere Wertung der Brandt-Mis- 
sion durch die Bundesregierung ge- 
wünscht hätten. Darüber hinaus hat 
auch das SPD-Präsidiumsmitglied Hans 
Jochen Vogel Brandts Moskauer Ge- 
spräche als „nützlich" bezeichnet; der 
Hamburger Bürgermeister von Dohna- 
nyi rühmte Brandts Reise als einen Bei- 
trag von Bedeutung für die Bonner Poli- 
tik. 

Demgegenüber gibt Verteidigungsmini- 
ster Apel im „Spiegel" seine tiefe Skep- 
sis hinsichtlich des von Breschnew wie- 
derbelebten Moratoriums-Vorschlags 
Ur»d Brandts einseitigen Vorstellungen 
von einer „Null-Option" zu erkennen. 
Und kein Geringerer als der Bundes- 
kanzler hat im DFS die Beurteilung sei- 

nes Regierungssprechers bekräftigt, 
wonach die Sowjetunion gegenüber 
Brandt „keine wesentlichen Zugeständ- 
nisse" gemacht hat. 
Die anhaltenden und sich verschärfen- 
den Auseinandersetzungen in der SPD 
über die Sicherheitspolitik sind eine 
Gefahr für die Berechenbarkeit und 
Kalkulierbarkeit der deutschen Außen- 
politik. Die SPD muß aufpassen, daß sie 
nicht vollends in zwei Parteien zerfällt. 

Die USPD ist wieder da 
Mehrere Gegner der Kernkraft und der 
Erweiterung des Frankfurter Flughafens 
haben der südhessischen SPD ihre Mit- 
gliedschaft aufgekündigt. Unter dem Na- 
men „Unabhängige Sozialdemokraten" 
wollen sie auf einer gemeinsamen Liste 
mit den Grünen zur Landtagswahl 1982 
kandidieren. Dieser Schritt ist womög- 
lich der Beginn eines längst fälligen 
und notwendigen Klärungsprozesses in- 
nerhalb der SPD. 

Auch Dohnanyi gegen Brokdorf 
Nur weniger als einen Monat im Amt 
hat Hamburgs frischgebackener Erster 
Bürgermeister von Dohnanyi bekräftigt, 
daß auch er den Ausstieg der Hanse- 
stadt aus dem Bau des Kernkraftwerks 
Brokdorf vorantreiben wird. Durch 
Brokdorf werde Hamburg zu sehr ab- 
hängig vom Atomstrom, außerdem sei 
das Problem der Endlagerung nicht ge- 
löst. 
Bis vor wenigen Wochen noch war von 
dem SPD-Politiker anderes zu hören. 
Als Staatsminister im Auswärtigen Amt 
hatte er mit Nachdruck die Kernener- 
giepolitik der Bundesregierung auch öf- 
fentlich vertreten — und damit auch 
Brokdorf. Von Dohnanyi hat schnell ge- 
lernt, daß ohne den Rückhalt des linken 
SPD-Flügels auch für ihn nichts läuft. 
Eigenständige Politik ist also von die- 
sem  Bürgermeister nicht zu  erwarten. 
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• CDU RHEINLAND 

Die Union hat wieder 
Tritt gefaßt 
Die Christlich Demokratische Union 
des Rheinlandes hat nach dem 
tragischen Tod ihres Vorsitzenden 
Heinrich Köppler und nach dem 
Verlust zweier wichtiger Wahlen im 
Bund und Land wieder Tritt gefaßt. 
Auf dem 35. Landesparteitag in 
Aachen erklärte der Landesvor- 
sitzende Bernhard Worms: „Wir sind 
mit Optimismus, Mut und Zuver- 
sicht angetreten, uns den großen 
Herausforderungen der Zukunft zu 
stellen und sie zu meistern." 

Die rheinische CDU bereitet sich oh- 
ne Hektik, aber selbstbewußt, ohne 

Euphorie, aber gewissenhaft und zuver- 
sichtlich darauf vor, bis Mitte der 80er 
Jahre das Vertrauen der Mehrheit der 
Bevölkerung und damit auch die politi- 
sche Führung wiederzugewinnen. Mit 
dem 35. Landesparteitag, der gleichzei- 
tig als erster „Rheinlandtag" in die Ge- 
schichte der Union eingehen wird, hat 
die Partei einen guten Einstand gehabt. 
Die Kreisverbände an der Ruhr werden 
es mit Freude vernommen haben, daß 
sich die Union in dem bevölkerungs- 
reichsten Gebiet der Bundesrepublik 
der besonderen Herausforderung stel- 
len wird. Im kommenden Frühjahr soll 
„vor Ort", dort wo die Union mit knapp 
über 30 % der Stimmen ihr größtes De- 
fizit hat, ein neuer Werbefeldzug begin- 
nen. „Wenn wir Städte wie München, 
Frankfurt und Berlin zurückerobert ha- 
ben", so Worms, „warum kann das in 
Essen, Duisburg oder Oberhausen nicht 
wieder möglich sein?" 
Der Landesvorsitzende griff besonders 

den SPD-Vorsitzenden und Ministerprä- 
sidenten Johannes Rau scharf an. Die- 
ser habe bisher nichts anderes vorzu- 
weisen als eine Rekordzahl an Arbeits- 
losen, eine ausufernde Staatsverschul- 
dung, ein immer größer werdendes 
Haushaltsdefizit, eine anhaltende wirt- 
schaftliche Strukturkrise sowie eine 
deutliche Verschlechterung de« sozia- 
len Klimas. In ihrer Hilflosigkeit greife 
die Landesregierung den Städten, Krei- 
sen und Gemeinden tief in die Taschen. 
Der Würgegriff dieser Politik werde 
spürbar in Hunderten von nicht eingelö- 
sten Bewilligungsbescheiden. 

In seiner Schlußrede faßte Worms auch 
die Beratungen der vier Arbeitskreise 
des Parteitages zusammen, in denen 
die Problemfelder „Ehe und Familie". 
„Wirtschaftliche Strukturpolitik". 
„Schule der Menschlichkeit und Mitte" 
und „Verantwortung für die Dritte Welt" 
debattiert wurden. Er kündigte eine lan- 
desweite Initiative zur Rettung der 
Hauptschule vor Ort an. Denn wenn ein 
Dorf oder eine Gemeinde ihre Schule 
verliere, werde sie bis ins Mark getrof- 
fen; an dieser Schule hänge ja auch ein 
wesentlicher Bestandteil ihrer kulturel- 
len Identität. 

Bei nur wenigen Gegenstimmen verab- 
schiedeten die Delegierten in Aachen 
eine Entschließung, in der sich die rhei- 
nische CDU „vorbehaltlos" zum NATO- 
Doppelbeschluß bekennt und seine 
zeitgerechte Verwirklichung „in beiden 
Teilen" verlangt. 
Großen Beifall erhielt Rainer Barzel. 
der Bundeskanzler Schmidt vorwarf, 
dieser habe auf Sand gebaut. Demon- 
strativen Beifall gab es auch für ein 
Referat des Züricher Philosophiepro- 
fessors Lübbe. Seine Thesen wurden 
von Kurt Biedenkopf gekonnt aufgegrif- 
fen und in praktische Nutzanwendungen 
für die aktuelle Politik umgesetzt. 

J 
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• CDU WESTFALEN-LIPPE 

Ein Parteitag der Ermutigung 
Zwei große Aufgaben hat der 
Wiedergewählte Landesvorsitzende 
der CDU Westfalen-Lippe, Kurt H. 
Biedenkopf, seiner Landespartei 
für die kommenden Jahre gestellt: 
den Dialog mit der jungen Gene- 
ration und die Sicherung des 
Friedens in Freiheit. Mit 339 von 
435 Stimmen, das sind 78 Prozent 
der Delegierten, war Biedenkopf 
Vom 37. Landesparteitag in Münster 
als Landesvorsitzender des 
zweitgrößten Landesverbandes der 
CDU wiedergewählt worden. 

^ er Parteikongreß von Münster war 
^ geprägt durch eine intensive und 
umfangreiche Antragsberatung, ein 
vielbeachtetes Referat des Landesvor- 
sitzenden und die Personalwahlen. 

Der Landesvorsitzende, der gleichzeitig 
Oppositionsführer der CDU im nord- 
•"hein-westfälischen Landtag ist, lastete 
der Bonner Koalition an, ihr Zerfall läh- 
^e das Land. In Nordrhein-Westfalen 
habe die SPD zwar die parlamentari- 
sche Mehrheit, bei der Bevölkerung 
aber habe sie die Mehrheit verloren. 
Regierungschef Rau präsidiere in der 
-Attitüde des freundlichen, dialogberei- 
ten Vergleichsverwalters, der Ruhen 
des Geschäftsbetriebes anordnet und 
auf bessere Zeiten hofft". 

Biedenkopf kritisierte vor allem die 
^ohnungspolitik der SPD in NRW. Sie 
^olle mit „sozialistischer Volksbeglük- 
kung" Milliardenbeträge ausgeben, um 

eine „angebliche Wohnungsnot zu lin- 
dern". 

Der Vorsitzende der rheinischen CDU, 
Bernhard Worms, der erstmals vor 
einem westfälischen Parteitag sprach, 
unterstützte Biedenkopf demonstrativ. 
Die CDU in Westfalen-Lippe solle einen 
Markstein setzen auf dem Weg zur poli- 
tischen Wende 1984 in Deutschland und 
1985 in Nordrhein-Westfalen unter Füh- 
rung von Kurt Biedenkopf. 

Nach einer ausführlichen, teilweise en- 
gagierten und äußerst lebhaften Diskus- 
sion lehnte der Parteitag mit 202 zu 162 
Stimmen einen Antrag der JU ab, künf- 
tig auf das Anerkennungsverfahren für 
Kriegsdienstverweigerer zu  verzichten. 

Einstimmig bekannte sich der CDU-Par- 
teitag zum Nato-Doppelbeschluß. Die 
Delegierten erklärten es als ein wichti- 
ges politisches Ziel, „eine wirkliche bei- 
derseitige Abrüstung im nuklearen Be- 
reich" herbeizuführen. 

Die mit großer Spannung erwarteten 
Personalwahlen, insbesondere der vier 
stellvertretenden Landesvorsitzenden, 
brachten folgendes Ergebnis: Agnes 
Hürland und Heinrich Ostrop wurden 
ohne Gegenkandidaten in ihren Ämtern 
bestätigt. Der Landesvorsitzende der 
Jungen Union, Reinhard Göhner, konn- 
te sich gegen den Finanzexperten der 
NRW-CDU, Theodor Schwefer, durch- 
setzen, und MdB Friedrich Vogel ob- 
siegte gegen den langjährigen stellver- 
tretenden Landesvorsitzenden Rudolf 
Nickels. 
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RCDS 

Für ein besseres und 
gerechteres BAFÖG 
Mit einem eindeutigen Bekenntnis 
zur Wiedereinführung der Verfaßten 

Studentenschaft mit politischem 
Mandat beschloß die 33. außer- 
ordentliche Bundesdelegiertenver- 
sammlung des Ringes Christlich 
Demokratischer Studenten (RCDS) 

in Düsseldorf ihre Beratungen. 
Die entsprechende Beschlußvorlage 

wurde einstimmig verabschiedet. 

Mit großer Mehrheit verabschiedeten 
die Delegierten einen Initiativantrag 

zur Erarbeitung einer gerechten Alter- 
native zur derzeitigen BAFÖG-Förde- 
rung. „Der RCDS ist nicht nur der Mei- 
nung, daß die derzeitige BAFÖG-Förde- 
rung ungerecht ist", erklärte der Bun- 
desvorsitzende Johannes Weberling, 
„sondern er vertritt vielmehr die Auffas- 
sung, daß nur eine umfassende Neu- 
orientierung der Förderung den Studen- 
ten helfen könnte. Der Bundesverband 
wird daher in der nächsten Zeit Alterna- 
tivvorschläge erarbeiten und sowohl 
den Studenten als auch den verant- 
wortlichen Politikern zur Diskussion 
vorstellen. Ziel muß sein, daß alle Stu- 
denten, die eine Förderung benötigen, 
diese auch in ausreichendem Maße be- 
kommen können." 

Nach der Verabschiedung mehrerer 
Studienreformanträge beschloß die 
Bundesdelegiertenversammlung des 
RCDS  Solidaritätsaktionen   zur  Unter- 

stützung der demokratischen Kräfte in 
Malta und Kambodscha. Es sei für den 
RCDS ein Grundprinzip, daß man für 
Menschenrechte überall eintrete und 
deshalb besonders auch die Probleme 
kleiner Länder aufgreife, die eine Unter- 
stützung der freien Welt besonders be- 
nötigen. 

Der Wohnungsmangel, dessen alarmie- 
rendste Anzeichen die Hausbesetzun- 
gen seien, habe sich speziell in den 
Universitätsstädten „bis zur Unerträg- 
lichkeit" gesteigert, heißt es im „Kon- 
zept des RCDS zur studentischen 
Wohnlage". Als Sofortmaßnahmen for- 
derten die Delegierten die Freigabe 
leerstehender renovierungsfähiger 
Wohnhäuser durch die Kommunen und 
die Wiederaufnahme der Förderung pri- 
vater Studentenzimmer. 

Im bildungspolitischen Bereich spricht 
der RCDS von einer Überbewertung 
der „geistig-theoretischen Ausbildung". 
Nicht zuletzt dadurch sei es zur Über- 
füllung der Hochschulen und zur Degra- 
dierung direkt berufsbezogener Schul- 
ausbildung gekommen. Der RCDS setzt 
sich weiter für die Rückkehr zu kleine- 
ren Bildungseinheiten im Schul- und 
Hochschulsystem ein. Dabei sollten ver- 
stärkt private Initiativen gefördert wer- 
den. 
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CDU BADEN-WÜRTTEMBERG 

Lothar Späth ruft zum Kampf 
um die geistige Wegweisung auf 
Auf ihrem 16. Landesparteitag in 
Donaueschingen wählte die CDU 
Baden-Württemberg ihren neuen 
Landesvorstand. Vor den 420 Dele- 
gierten und über 250 Gästen forderte 
der Landesvorsitzende Lothar Späth 
die CDU in einer programmatischen 
Rede zur verstärkten Auseinander- 
setzung um die geistige Führung 
in der Politik auf. 

Bei den Wahlen wurde Späth mit 
einem großen Vertrauensbeweis 

erneut als Landesvorsitzender bestätigt. 
Das gleiche gilt für Erwin Teufel, der 
auch in der kommenden Amtsperiode 
das Amt des stellvertretenden Landes- 
vorsitzenden bekleiden wird. 

„Wir müssen gegenüber einer Politik, 
die den Ausverkauf der Zukunft be- 
treibt, um es sich hier und jetzt bequem 
machen zu können, in die Offensive ge- 
hen." Mit diesen Worten rief der Lan- 
desvorsitzende der CDU Baden-Würt- 
temberg, Ministerpräsident Lothar 
Späth, seine Partei dazu auf, den Kampf 
und die geistige Wegweisung in Politik, 
Staat und Gesellschaft zu führen. 

Mit großem Nachdruck appellierte 
Späth an die Union, sich nicht von den 
Schwierigkeiten der Bundesregierung 
einlullen zu lassen, nicht über Koalitio- 
nen, sondern über Konzeptionen nach- 
zudenken. 

# Wir müssen als Gegenreaktion zur 
Leistungsverweigerung    den    gemein- 

schaftsstiftenden 
wieder betonen. 

Sinn   von    Leistung 

# Wir müssen wegkommen von der 
rein ökonomischen Diskussion über 
Wachstumsraten. Wachstum ist kein 
Selbstzweck, sondern soziale Bedin- 
gung und Verpflichtung. 

# Wir müssen deutlich machen, daß 
Zufriedenheit und Geborgenheit nicht 
erkauft und nicht beim Staat eingeklagt 
werden können. 

# Wir dürfen uns nicht auf eine Ju- 
gendpolitik einlassen, die sich allein als 
Jugendzentrumspolitik begreift. „Nicht 
an Kultstätten einer neuen Isolation, 
sondern an Gemeinschafts- und Verant- 
wortungserfahrungen in der realen Exi- 
stenz in Familie, Ausbildung, Beruf und 
Freizeit mangelt es." 

# Wir müssen uns massiv in die soge- 
nannte Friedensdiskussion einschalten. 

Zuvor hatte Lothar Späth in seiner Rede 
die SPD scharf angegriffen und ihr Tra- 
dition und Übung im Nichteinhalten von 
Versprechungen vorgeworfen. Nach der 
Bundestagswahl 1980 aber habe sie 
sich selbst übertroffen. Die SPD und die 
von ihr zusammen mit der FDP getrage- 
ne Bundesregierung brauchte sich über 
Staats- und Parteiverdrossenheit bei Er- 
wachsenen und Jugendlichen nicht zu 
beklagen; sie selbst habe den Grund 
dafür gelegt. 

In diesen Verantwortungszusammen- 
hang  gehört  nach  Späths Auffassung 
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auch die FDP. Sie habe sich in der 
Bonner Koalition als zu schwach zum 
Bremsen erwiesen, aber stark genug, 
um Schaden anzurichten. Späth warnte 
davor, der FDP irgendeinen politisch- 
moralischen Sonderstatus einzuräu- 
men. „Die FDP ist nach wie vor bis zu 
den Grundfesten ihrer Existenz und ih- 
rer Identität an die SPD gekettet." 

Die politischen Bemühungen Epplers 
und anderer SPD-Aussteiger außerhalb 
der Institutionen der parlamentarischen 
Demokratie bezeichnete Späth als den 
Versuch, die Tür zur Macht mit der 
Brechstange zu öffnen, weil die Ein- 
trittskarte nach den Spielregeln unserer 
repräsentativen Demokratie nicht er- 
worben werden kann. 

Zu Beginn seiner Rede hatte Späth in 
einem kurzen Rechenschaftsbericht auf 
die positive Bilanz der Landespolitik 
hingewiesen. Als besonders erfreulich 
bezeichnete er die Entwicklung der 
CDU Baden-Württemberg, die sich bei 
allen Wahlen eindeutig als die bestim- 
mende politische Kraft erwiesen habe. 

Der Mitgliederzuwachs von über 5 000 
seit Mai 1979 bestätige ebenso wie die- 
se Wahlergebnisse, daß die Bevölke- 
rung der Partei, ihrer politischen Kon- 
zeption und ihren Repräsentanten ver- 
traut. 

Nach den Reden des Vorsitzenden der 
CDU-Landtagsfraktion Erwin Teufel und 
des stellvertretenden Vorsitzenden der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Manfred 
Wörner, wurde als politisches Schwer- 
punktthema vom Landesparteitag eine 
Vorlage des Landesvorstandes „Schul- 
politische Konzeption der CDU Baden- 
Württemberg für die 80er Jahre" behan- 
delt. Kultusminister Mayer-Vorfelder, 
der die Vorlage erläuterte, kündigte an, 
daß die CDU die bildungspolitischen 
Fehlentwicklungen korrigieren wolle. 

KPV 

Kommunen stärker 
entlasten 
Die geplanten Sparmaßnahmen bei 
Bund und Ländern müssen auch 
die Gemeindehaushalte finanziell 
entlasten, sonst gehen 1982 die 
kommunalen Investitionen so stark 
zurück, daß erhebliche Nachteile 
für die Konjunktur und die Be- 
schäftigungslage entstehen, erklärte 
MdB Horst Waffenschmidt, Bundes- 
vorsitzender der KPV, in Bonn. 

Immerhin leisten die Gemeinden zwei 
Drittel der öffentlichen Investitionen, 

und viele davon sind Voraussetzung für 
private Investitionen, z. B. der Bau von 
Kläranlagen und Kanalisation. Die Fi- 
nanzsituation der Gemeinden hat sich 
dramatisch verschlechtert. Nach den 
neuesten Steuerschätzungen ist 1981 
mit einem weiteren Rückgang der kom- 
munalen Steuereinnahmen zu rechnen, 
während Bund und Länder noch Zu- 
wachs verbuchen können. Für 1982 ist 
für die Gemeinden der geringste Zu- 
wachs vorausgesagt. 
Dies trifft die Gemeinden um so härter, 
als die Ausgaben, insbesondere auf 
Grund von Bundes- und Landesgeset- 
zen, zunehmen. Allein die Sozialausga- 
ben betragen bei den Gemeinden 1981 
über 17 Milliarden DM. Da 90% der 
Gemeindeausgaben durch Bundes- und 
Landesgesetze festgelegt sind, können 
die Gemeinden nur bei den Investitio- 
nen sparen. 1981 wird es ca. vier Mil- 
liarden DM weniger kommunale Investi- 
tionen geben. Für 1982 wird diese Lük- 
ke noch erheblich größer werden, wenn 
Bund und Länder die Gemeinden nicht 
entlasten. 
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• ÖFFENTLICHKEITSARBEIT 

Neu im Angebot: 

Ab sofort sind beim Versandzentrum 
neue Ehrenurkunden für 25- und 30jäh- 
fige Mitgliedschaft sowie ohne Jahres- 
angabe erhältlich. Die Urkunden ha- 
ben das Format DIN A4 und sind auf 
Weiß-braun-marmoriertem Karton ge- 
druckt. Dazu kann eine passende Map- 
Pe bestellt werden. 

Ehrenurkunde für 30 Jahre 
Mitgliedschaft 
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Preis pro 25 Exemplare: 9,50 DM 
Bestell-Nr. 0247 
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ZITAT 

Brandt als Bürge 
Breschnews 
Brandts Moskauer Mission hat nichts Faßba- 
res erbracht, was die Aussicht auf eine 
baldige west-östliche Verständigung in den 
elementaren Sicherheitsfragen konkretisier- 
te, eine Verständigung, die etwas anderes 
bedeuten würde als westliches Appeasement 
und östliche Hegemonie. Zwar frischt sie 
kurzfristig das persönliche Image des Man- 
nes auf, der „erstarrte Fronten aufbricht", 
der „das Äußerste tut, um den Frieden zu 
retten" — ein schon fast chamberlainsches 
Image. 

Aber die politischen Kosten dieser Expedi- 
tion sind sichtbar: Brandts mit den westli- 
chen Partnern und insbesondere mit Wa- 
shington nicht koordinierte Aktion hat den 
Zusammenhalt und die Zusammenarbeit des 
atlantischen Bündnisses bei der Verwirkli- 
chung seiner Sicherheitsbeschlüsse und das 
amerikanisch-europäische Vertrauensverhält- 
nis empfindlich gestört. Seiner ganzen Anla- 
ge nach war sein Gang zu Breschnew ja ein 
Vorwurf an die Amerikaner, daß sie nicht 
genug „für den Frieden tun", eine Demon- 

stration, daß die Deutschen selber und auf 
ihre Weise, von ihrer west-östlichen „Naht- 
stelle" her, die „Sache des Friedens" an die 
Hand nehmen müßten, die bei Reagan an- 
geblich nicht genug aufgehoben sei. Das 
Mißtrauen, das hier an die amerikanische 
Adresse kundgetan wird, dürfte seine Spu- 
ren jenseits des Atlantiks hinterlassen. 

Das mag sich durchaus mit der Absicht 
jenes Kreises um den sozialdemokrati- 
schen Vorsitzenden decken, der den „Abbau 
der Bündnisse" im Interesse einer „gesamt- 
deutschen" Politik propagiert. Einstweilen 
deckt er sich aber kaum mit der Politik 
Schmidts und Genschers, die mit Nachdruck 
auf das Bündnis abstellt. Die Kluft in der 
Bonner Regierungspartei und Koalition wei- 
tet sich ebenfalls. 

Vorschub wird auch der pazifistischen Illu- 
sion geleistet, die in Deutschland politisches 
Denken zu verdrängen beginnt, sowie einer 
Mythisierung von Verhandlungen als Wert an 
sich — als könnten sie von den Machtver- 
hältnissen gelöst werden. Und gefördert wird 
jene Strategie Moskaus, die Reagans Politik 
des Machtgleichgewichts von Westeuropa 
her unterhöhlen will und die ihr altes Ziel 
der Auflösung des atlantischen Zusammen- 
halts verfolgt. 
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